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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

die in der ZIV mitgeteilten Neu-
erungen in Rechtsprechung und
Gesetzgebung fihren teils zu
grundlegenden Umwaélzungen in
der Praxis der Immobilienwirt-
schaft. Nur beispielhaft erwéhnt
sei die Rechtsprechung zur
Schénheitsreparaturklausel.

Auch die neue Rechtsprechung
des BGH zur Vollstreckungs-
sperre in die vom Insolvenzver-
walter freigegebene Wohnung
(siehe letzte Ausgabe) hat das
Potential, erhebliche Konse-
quenzen fur die Praxis zu be-
grinden.

Allgemeines
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Mit den sich an die neue Recht-
sprechung anschlieBenden Fra-
gen beschéftigt sich die ZIV
nicht oder nur ganz am Rande.

Fur Mandanten der Kanzlei wird
es klnftig neben der ZIV auch
die neue ZIV-MEMO geben.
Sie beginnt dort, wo die Darstel-
lung der ZIV endet. Es werden
Konsequenzen der neuen Recht-
sprechung oder der Gesetzesno-
velle aufgezeigt und konkrete
Handlungsempfehlungen gege-
ben.

Dieser exklusive Beratungsser-
vice wird in unregelmaBigen

Abstédnden immer dann erschei-
nen, wenn durch die Anfragen
bei uns ein erheblicher Bera-
tungsbedarf oder eine erhebliche
Verunsicherung in  bestimmten
Rechtsbereichen erkennbar wird.

Die erste Ausgabe wird sich mit
den Problemen der Hausgeldzah-
lungen bei WEG-Wohnungen in
Zusammenhang mit Insolvenz-
bzw. und Zwangsverwaltungs-
verfahren beschaftigen.

Wir hoffen, dass lhnen der neue
Informationsservice gefallen
wird und sind flr Anregungen
und Kritik stets dankbar.

Es grifit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssatze ab 2002:

Zeitraum Basiszinssatz %  Verzugszinssatz %  Verzugszinssatz fir Rechtsgeschafte ohne
Verbraucherbeteiligung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97

1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12
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Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknupft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Immobilienrecht
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Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
uber einem  Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der Rech-
nung (ndtigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betréagt fur das Jahr finf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-

geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verénde-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fur die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europdischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

Haftung fur Gebaudebrand nach dem Abschiel3en einer Feuerwerksrakete

Der fur Immobilienrecht zustan-
dige V. Zivilsenat entschied mit
Urteil vom 18.9.2009 (V_ZR
75/08) Uber die Frage einer ver-
schuldensunabhéngigen Haftung
des Nachbarn wegen eines Ge-
b&udebrandes nach dem Ab-
schielen einer Feuerwerksrake-
te. Am Abend des 1.1.2006 zin-
dete der Nachbar des Geschéadig-
ten eine Rakete, die durch eine
Offnung im Dach der benachbar-
ten Scheune eindrang und dort
detonierte. Sie setzte nicht nur
die Scheune, sondern den ge-
samten Gebaudekomplex
(Scheune, Getreidelager,
Schweinestall, Wohnhaus und
Garagen) in Brand.

Der Geschadigte klagte auf Er-
satz des entstandenen Schadens
i.H.v. von rund 417.000 € und
begrindete die Klage u.a. mit
einem nachbarrechtlichen Aus-
gleichsanspruch nach 8 906 Abs.
2 Satz 2 BGB. Danach gibt es
einen Ausgleichsanspruch fir
Beeintrachtigungen, wenn die
Nutzung des  benachbarten
Grundstiicks zwar eine ortsubli-
che Benutzung darstellt, diese
jedoch Uber das zumutbare MaR
hinausgeht.

Die Karlsruher Richter meinten,
dass ein solcher Anspruch nicht
gegeben sei. Das Abschiellen der
Feuerwerksrakete auch noch am

Abend des Neujahrstages stlinde
in keinem sachlichen Zusam-
menhang mit der ortsiblichen
Wohnnutzung des Grundstiicks,
sondern war Ausfluss eines ge-
sellschaftlichen Brauchs, bei
dem die Wahl der Abschussstel-
le mehr oder weniger einer wei-
ter verbreiteten Ubung erfolgt,
ohne dass der notwendige Bezug
zur Wohnnutzung erkennbar sei.
Der Rechtsstreit wurde an die
Vorinstanz zuruckverwiesen,
weil der insoweit aufwandiger
zu prufende  Anspruch der
schuldhaften Verursachung des
Geb&udebrandes nach Delikts-
recht (8 823 Abs. 1 BGB) noch
nicht abgeschlossen war.
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Kommentar zu Text
BGB 286 Abs. 1 Verzug
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
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Kommentar zu Text
BGB § 288 Verzugszinsen 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 906 Zuführung unwägbarer Stoffe
(2) Das Gleiche gilt insoweit, als eine wesentliche Beeinträchtigung durch eine ortsübliche Benutzung des anderen Grundstücks herbeigeführt wird und nicht durch Maßnahmen verhindert werden kann, die Benutzern dieser Art wirtschaftlich zumutbar sind. Hat der Eigentümer hiernach eine Einwirkung zu dulden, so kann er von dem Benutzer des anderen Grundstücks einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen, wenn die Einwirkung eine ortsübliche Benutzung seines Grundstücks oder dessen Ertrag über
das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt. 
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Kommentar zu Text
BGB § 823 Schadensersatzpflicht
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.
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Einschrankung des Rechts zum Kindigungsausschluss
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Mit Urteil vom 15.7.09 hat der
BGH das Recht des Vermieters
zum  formularméBigen  Aus-
schluss des ordentlichen Kindi-
gungsrechts eingeschrankt. Der
Mietvertrag sah folgende Klau-
sel vor: Das Mietverhéltnis be-
ginnt am 1.10.2006. Der Vertrag
lauft auf unbestimmte Dauer. Es
wird vereinbart, dass das Recht
zur ordentlichen Kindigung flr
beide Parteien bis zum 15.10.08
ausgeschlossen ist. Am 26.6.07

kiindigte der Mieter das Miet-
verhaltnis wegen unzumutbarer
hygienischer ~ Zustdnde  zum
31.8.07 und stellte die Mietzah-
lungen ein. Die Vermieterin
klagte auf Mietzahlung. Das
Amtsgericht erachtete die Kin-
digung als ordentliche Kiindi-
gung zum 31. Oktober als wirk-
sam. Berufung und Revision
waren erfolglos.

Der BGH fihrt aus, dass die
Klausel zum Kiindigungsaus-
schluss gegen & 307 BGB ver-
stoRe, weil der Mieter durch sie
unangemessen benachteiligt
werde. Durch den Kindigungs-
ausschluss werde ausschlieBlich
die Vermieterin begunstigt. Ein
Kundigungsausschluss sei nur zu
rechtfertigen, wenn er mit ande-
ren Vorteilen kompensiert wer-
de. Diese Kompensation stelle

beispielsweise eine Staffelmiet-
vereinbarung nach § 557a BGB
dar. Ebenso sei ein beiderseitiger
Verzicht zur Kindigung tber 4
Jahre hinaus i.d.R. unwirksam,
weil die Dispositionsfreiheit des
Mieters in Bezug auf Mobilitat
und Flexibilitdt in einem uner-
traglichen Mal} eingeengt werde.

Eine entsprechende unzuléssige
Einengung wurde auch im aktu-
ellen Fall bejaht. Der Beklagte
sei Student und habe daher ein
schutzwirdiges Bedirfnis nach
einem besonderen Mal} an Mobi-
litdt und Flexibilitdt, um auf
Unwagbarkeiten des Studienver-
laufs und ausbildungsbedingte
Erfordernissen angemessen rea-
gieren zu koénnen (VI ZR
307/08).

Kein Anspruch auf Erteilung einer Bescheinigung zur Mietschuldenfreiheit

Der Mieter hat nach einem Urteil
des Bundesgerichtshofes vom
30.9.09 keinen Anspruch auf
Erteilung einer Mietschulden-
freiheitshescheinigung gegen
seinen Vorvermieter. Im
zugrunde liegenden Fall erhielt
der Mieter zundchst die Miet-
schuldenfreiheitsbescheinigung,
die sich jedoch nur auf die Net-
tokaltmieten bezog. Er begehrte
eine erganzende Bescheinigung,
die die Vermieterin versagte. Er
klagte auf Erteilung. Sowohl das
AG, als auch das LG Dresden
wiesen die Klage zuriick. Die
Revision zum BGH hatte keinen
Erfolg. Der Senat fuhrt aus, dass

es fur den Vermieter ohne eine
ausdriickliche, mietvertragliche
Regelung keine vertragliche
Nebenpflicht gabe (§ 241 Abs. 2
BGB), auf deren Grundlage der
Mieter diese  Bescheinigung
verlangen kénne. Vielmehr kén-
ne die Erteilung der Bescheini-
gung nicht zugemutet werden,
weil die Bescheinigung auch als
Ausgleichsquittung  angesehen
werden, die zum vollstandigen
Verlust noch bestehender An-
spriiche flihre oder zumindest
eine Beweiserschwerung nach
sich ziehe. Auch eine entspre-
chende Verkehrssitte kdnne der
BGH nicht erkennen. Fir die

Annahme einer solchen Ver-
kehrssitte sei der Vortrag der
Klager nicht ausreichend, wo-
nach ein Vermieter in Dresden
mit einem Bestand von 42.000
Wohnungen stets die Beibrin-
gung einer Mietschuldenfrei-
heitsbescheinigung verlange, ehe
er einen Mietvertrag abschlieRe.
Die Annahme einer Verkehrssit-
te setze voraus, dass sich inner-
halb aller beteiligten Kreise eine
entsprechende  Rechtsiiberzeu-
gung gebildet habe und nicht nur
innerhalb eines Teils, sei er auch
quantitativ erheblich (VI _ZR
238/08).

60


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 307 Inhaltskontrolle
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
 1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 557a Staffelmiete
(1) Die Miete kann für bestimmte Zeiträume in unterschiedlicher Höhe schriftlich vereinbart werden; in der Vereinbarung ist die jeweilige Miete oder die jeweilige Erhöhung in einem Geldbetrag auszuweisen (Staffelmiete).
(2) Die Miete muss jeweils mindestens ein Jahr unverändert bleiben. Während der Laufzeit einer Staffelmiete ist eine Erhöhung nach den §§ 558 bis 559b
ausgeschlossen.
(3) Das Kündigungsrecht des Mieters kann für höchstens vier Jahre seit Abschluss der Staffelmietvereinbarung ausgeschlossen werden. Die Kündigung ist frühestens zum Ablauf dieses Zeitraums zulässig.
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.



Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 241 Pflichten aus dem Schuldverhältnis
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils verpflichten.
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Zum Urkundenprozess in Mietsachen

Mit Urteil vom 01.06.2005 (VI
ZR 216/04) hatte der BGH be-
reits entschieden, dass Mietan-
spriiche auch bei Wohnraummie-
te im Urkundenprozess geltend
gemacht werden kénnen und der
Mieter mit materiellrechtlichen
Einwendungen, wie z.B. der
infolge Mangelhaftigkeit der
Mietsache geltend gemachten
Minderung, ausgeschlossen ist.
Die Geltendmachung dieser
Abwehrrechte bleibt dem Mieter
flr das Nachverfahren gem. §
600 Abs. 1 ZPO vorbehalten.
Die Zul&ssigkeit des Urkunden-
prozess hat der BGH spéter (Ur-
teil vom 20.12.2006 - VI ZR
12/06) auch fir den Fall bejaht,
dass die Einrede des nichterfull-
ten Vertrages erhoben wird.
(ZIV_2007, 5) Dies gelte jeden-
falls dann, wenn der Mieter die
Mietsache unstreitig im ver-
tragsgemdfRen Zustand erhalten
hatte und die Einrede darauf

gestiitzt wird, dass der Mangel
an der Mietsache nachtréaglich
eingetreten sei. Denn wenn der
Mieter die Mietsache in einem
vertragsgemafRen Zustand erhal-
ten habe, sei er auch darlegungs-
und beweispflichtig fur das
nachtragliche  Auftreten  des
Mangels.

Diese Rechtsprechung hat der
BGH nunmehr mit Urteil vom
8.7.2009 (VIII _ZR 200/08 und
VIl ZR 266/08) fortgefuhrt und
auf einen weiteren Sachverhalt
ausgedehnt. Der Urkundsprozess
sei auch dann statthaft, wenn
sich der Mieter gegen die Klage
mit Méangeln verteidigt, die an-
geblich von Anfang an bestan-
den, er aber die Wohnung zu-
nachst als Erfullung angenom-
men hat, ohne die spéter behaup-
teten Mangel zu riigen. Das gelte
unabhdangig davon, ob der Mieter
sich auf Gewaéhrleistung oder die

Einrede des nicht erfullten Ver-
trages berufe. Nach der Uberlas-
sung der Mietsache trage gemaf
8 363 BGB grundsatzlich der
Mieter die Beweislast daftir, dass
die Mietsache zum Zeitpunkt der
Ubergabe mangelhaft war, wenn
er die ihm Uberlassene Sache als
Erfullung angenommen habe.
Grundsatzlich obliege demjeni-
gen die Beweislast, der eine
Leistung zunéchst als Erflillung
annimmt und die Leistung spater
nicht mehr als geschuldete gel-
ten lassen wolle. Die Klage im
Urkundsprozess sei daher statt-
haft, wenn entweder unstreitig
sei, dass der Mieter die Mietsa-
che als Erfiillung angenommen
habe, oder der Vermieter dies
durch Urkunden  nachweisen
kénne (Ubergabeprotokoll oder
Kontoausziige, aus denen sich
eine ungeminderte Zahlung er-
gibt).

Abrechnungsfrist nach 8 556 Abs. 3 BGB gilt analog auch dingliches Wohnrecht

Die Frage der Praklusion mit der
Betriebskostennachforderung im
dinglichen Wohnungsrecht be-
antwortete der V. Zivilsenat mit
Urteil vom 259.09 (V_ZR
36/09). Danach ist die in § 556
Abs. 3 BGB normierte jahrliche
Abrechnungsfrist analog auch
auf ein dingliches Wohnungs-
recht gemaR § 1093 BGB anzu-

wenden. Die Gesetzesmateria-
lien lielen eine ungewollte Re-
gelungslicke des Gesetzgebers
erkennen, der fir das Woh-
nungsrecht keine entsprechende
Regelung vorgesehen hat, wenn
die Parteien vereinbart héatten,
dass der Nutzungsberechtigte
Vorauszahlungen auf die Be-
triebskosten zu leisten habe. Da

in beiden Féllen Wohnraum
betroffen sei, liege auch die er-
forderliche  Interessenidentitat
vor, was sich auch aus einem
Umkehrschluss aus § 578 Abs. 2
BGB ergabe, der eine Frist flr
Geschaftsraume gerade nicht
vorsehe.

Zusammenfassung von Sach- und Haftpflichtversicherungskosten in einer Position

Ein Mieter wandte sich gegen
die  Betriebskostenabrechnung
hinsichtlich der unter der Positi-
on ,,Versicherung* abgerechne-
ten Kosten. Er meinte, die unter
dieser Position abgerechneten
Kosten seien unbegrindet. Man-
gels Aufschliisselung der Kosten
der unter dieser Position ge-
meinsam abgerechneten Versi-

cherungsarten sei die Position
formell unwirksam. Auch sei es
unzuldssig, die in Nr. 13 der
Anlage 3 zu § 27 1. BV bzw. § 2
Nr. 13 BetrKV genannte Be-
zeichnung ,,Kosten der Sach-
und Haftpflichtversicherung®
nicht zu verwenden.

Die funf Karlsruher Richter des
Mietrechtssenates verwarfen
diese Einwéande vollstdndig. Die
Nachvollziehbarkeit der Ab-
rechnung sei flr den Mieter auch
dann gewéhrleistet, wenn der
Vermieter eng zusammenhén-
gende Kosten — wie hier die
Kosten der Sach- und Haft-
pflichtversicherung — in einer
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Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 363 Beweislast bei Annahme als Erfüllung
Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene Leistung als Erfüllung angenommen, so trifft ihn die Beweislast, wenn er die Leistung deshalb nicht als Erfüllung gelten lassen will, weil sie eine andere als die geschuldete Leistung oder weil sie unvollständig gewesen sei.


Schirm5
Kommentar zu Text
§ 600 Nachverfahren
(1) Wird dem Beklagten die Ausführung seiner Rechte vorbehalten, so bleibt der
Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren anhängig.
(2) Soweit sich in diesem Verfahren ergibt, dass der Anspruch des Klägers unbegründet war, gelten die Vorschriften des § 302 Abs. 4 Satz 2 bis 4.
(3) Erscheint in diesem Verfahren eine Partei nicht, so sind die Vorschriften über das Versäumnisurteil entsprechend anzuwenden.
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Kommentar zu Text

BGB § 556 Vereinbarungen über Betriebskosten
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
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Kommentar zu Text
BGB § 1093 Wohnungsrecht
(1) Als beschränkte persönliche Dienstbarkeit kann auch das Recht bestellt werden, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausschluss des Eigentümers als Wohnung zu benutzen. Auf dieses Recht finden die für den Nießbrauch geltenden Vorschriften der §§ 1031, 1034, 1036, des § 1037 Abs. 1 und der §§ 1041, 1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 1062 entsprechende Anwendung.
(2) Der Berechtigte ist befugt, seine Familie sowie die zur standesmäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlichen Personen in die Wohnung aufzunehmen.
(3) Ist das Recht auf einen Teil des Gebäudes beschränkt, so kann der Berechtigte die zum gemeinschaftlichen Gebrauch der Bewohner bestimmten Anlagen und Einrichtungen mitbenutzen.
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Kommentar zu Text
BGB § 578 Mietverhältnisse über Grundstücke und Räume

(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1 genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.



Summe zusammenfasse, ohne
die auf die jeweilige Versiche-
rungsart entfallenden Einzelbe-
trdge anzugeben. Dabei bezog
sich der Senat auch auf das kiirz-
lich ergangene Urteil zum
Frisch- und Abwasser (Urteil
vom 15.7.09 — VIII ZR 340/08 —
ZIV 2009, 46). Auch die Ver-
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wendung der gesetzlichen Be-
zeichnung sei nicht erforderlich,
so dass die einheitliche Bezeich-
nung als ,,Versicherung“ nicht
zu beanstanden sei. Eine Kon-
trolle, ob fiir das Mietobjekt
tatsachlich Kosten der Sach- und
Haftpflichtversicherung in dieser
Hohe angefallen seien, misse

die Abrechnung nicht ermdgli-
chen. Hierfir stiinde dem Mieter
die Belegeinsicht zur Verfuigung.
(Urteil vom 16.9.2009 - VIII ZR
346/08). Die anders lautende
Leipziger Rechtsprechung ist
damit obsolet.

Keine Mietminderung fur Mietflachen mit éffentlich-rechtlicher Nutzungsbeschrankung

Der BGH hat mit Urteil vom
16.9.09 (VIII ZR 275/09) seine
Rechtsprechung zur  Mietfla-
chenberechnung fortgefihrt (vgl.
zuletzt ZIV 2009, 45). Der Mie-
ter klagte auf Mietminderung,
weil die im Mietvertrag angege-
bene Wohnflache von 124 gm
von der angeblich tatsdchlichen
Wohnfldche von rund 108 gm
mehr als 10 % abwich. Er klagte
auf Riickzahlung zu viel gezahl-
ter Miete i.H.v. 3384,00 € und
verlor letztinstanzlich vor dem
BGH.

Entgegen der Auffassung des
VIII. Zivilsenates sah der Mieter
die Flachenberechnung als falsch
an, weil die zum Einfamilien-
haus gehdérenden R&ume im
Dachgeschoss nicht den offent-
lich-rechtlichen Bestimmungen
zum dauernden Aufenthalt von
Personen entsprachen und des-
halb nicht in die Wohnflache
eingerechnet werden durften.

Der BGH sah das anderes. Er
meinte, es konne dahin stehen,
ob eine entsprechende Be-
schrankung vorlage, da die
Raume jedenfalls nutzbar waren,

da keine behdérdliche Nutzungs-
untersagung vorliege. Ein Man-
gel der Mietsache im Sinne von
8 536 BGB sei daher nicht zu
konstatieren. Es komme daher
auch nicht darauf an, ob die Fla-
che nach der Wohnfl&chenver-
ordnung oder der Zweiten Be-
rechnungsverordnung zu ermit-
teln sei. Die Parteien hatten sich
individuell darauf geeinigt, die
Flachen im Dachgeschoss zur
Mietflache hinzu zu rechnen, so
dass die Flachenangabe im
Mietvertrag stimme. Die Klage
wurde daher abgewiesen.

Eingeschrankter Anspruch auf Gleichbehandlung bei Mieterhéhung

Eine Mieterin war seit 1971
Mitglied der beklagten Genos-
senschaft. Im selben Jahr noch
schloss sie einen Mietvertrag
tiber eine Wohnung mit der Ge-
nossenschaft. Seit dem
1.11.2004 betrug die Miete
376,20 €. Im Herbst 2005 wur-
den die Fenster der Wohnanlage
ausgetauscht und die Balkone
saniert. Wegen der damit einher-
gehenden Beeintrachtigung
durch Schmutz, Staub und L&rm
minderte die Mieterin die Miete
vorlbergehend um 50%.

Die  Wohnungsgenossenschaft
schrieb ihr Mitglied an und teilte
mit, dass sie i.d.R. von einer

Erhohung der Miete nach Mo-
dernisierungen absehe. Indessen
missten Mitglieder, die auf ihr
Minderungsrecht bestiinden, mit
einer Mieterhdhung zum néchst-
zuléssigen Termin rechnen. Die
Mieterin bestand auf die Miet-
minderung. Die Genossenschaft
erhohte daraufhin die Miete bis
zur ortstiblichen Vergleichsmiete
und verlangte Zustimmung zur
Anhebung der Grundmiete auf
410,34 €. Die Miete der anderen
Mieter wurde dagegen nicht
angehoben.

Die Mieterhdhung wurde streitig
und musste schliefflich vom
BGH mit Urteil vom 14.10.2009

(VII_ZR 159/08) entschieden
werden. Die gerlgte Verletzung
des genossenschaftlichen
Gleichbehandlungsgebotes l&ge
nicht vor. Die Mieterin hatte die
Wahl gehabt zwischen der Gel-
tendmachung der Minderung
und dem (freiwilligen) Verzicht
der Beklagten auf eine Mieter-
héhung. Die Klégerin koénne
unter dem Gesichtspunkt der
Gleichbehandlung indessen nicht
verlangen, in den Genuss sowohl
der Mietminderung als auch des
freiwilligen Verzichts der Be-
klagten auf die nach § 558 BGB
zuléssige Mieterhéhung zu kom-
men.
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Kommentar zu Text
BGB § 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.
(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt auch, wenn eine zugesicherte Eigenschaft fehlt oder später wegfällt.
(3) Wird dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache durch das Recht eines Dritten ganz oder zum Teil entzogen, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
(4) Bei einem Mietverhältnis über Wohnraum ist eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung unwirksam.
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BGB § 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem die Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. Das Mieterhöhungsverlangen kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung geltend gemacht werden. Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht berücksichtigt.
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den letzten vier Jahren vereinbart oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer Förderzusage festgelegt worden ist.
(3) Bei Erhöhungen nach Absatz 1 darf sich die Miete innerhalb von drei Jahren, von Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 abgesehen, nicht um mehr als 20 vom Hundert erhöhen (Kappungsgrenze).
(4) Die Kappungsgrenze gilt nicht,
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur Ausgleichszahlung nach den
Vorschriften über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
wegen des Wegfalls der öffentlichen Bindung erloschen ist und
2. soweit die Erhöhung den Betrag der zuletzt zu entrichtenden
Ausgleichszahlung nicht übersteigt.
Der Vermieter kann vom Mieter frühestens vier Monate vor dem Wegfall der öffentlichen Bindung verlangen, ihm innerhalb eines Monats über die Verpflichtung zur Ausgleichszahlung und über deren Höhe Auskunft zu erteilen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verpflichtung des Mieters zur Leistung einer Ausgleichszahlung nach den §§ 34 bis 37 des Wohnraumförderungsgesetzes und den hierzu ergangenen landesrechtlichen
Vorschriften wegen Wegfalls der Mietbindung erloschen ist.
(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei einer Erhöhung auf die ortsübliche Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im Sinne des § 559a abzuziehen, im Falle des § 559a Abs. 1 mit 11 vom Hundert des Zuschusses.
(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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Verpflichtung zum ,,WeiRen* von Decken und Wanden ist unwirksam

Eine weitere Folge aus der Reihe
,,die unwirksame Schonheitsre-
paraturklausel* hat der BGH mit
der Entscheidung vom 23.9.09
produziert (V111 ZR 344/08). Der
Vermieter hatte die Vornahme
der Schonheitsreparaturen dem
Mieter Ubertragen. Die auszu-
flhrenden Schonheitsreparaturen
wurden wie folgt definiert: An-
strich und Lackieren der Innen-
tiren sowie der Fenster und Au-
Rentlren von innen sowie sémt-

licher Holzteile, Versorgungslei-
tungen und Heizkdrper, das
WeilRen der Decken und Ober-
wande sowie der wischfeste
Anstrich bzw. das Tapezieren
der Wénde. Der BGH erklarte
die Klausel fir unwirksam. Die
vermieterseitig vorgetragene
Auslegung, wonach unter ,,\Wei-
Ben“ ein Synonym fiir ,Strei-
chen“ zu verstehen sei, liege
fern. Vielmehr musse die Klau-
sel dahingehend verstanden wer-

den, dass damit zumindest auch
der Farbton festgelegt werde.
Der Bundesgerichtshof habe
bereits entschieden (Urteil vom
18.6.08 — VIII ZR 224/07 - ZIV
2008, 44), dass die vertragliche
Festlegung von Farbténen un-
wirksam sei, wenn sie sich nicht
ausdrucklich auf die Rickgabe
der Wohnung beziehe.

Nutzungsherausgabe im beendeten Gewerbemietverhaltnis

Der Gewerbemieter mietete
1991  Gewerberdumlichkeiten
zum Preis von 1000 DM zzgl.
Mehrwertsteuer an. Es gelang
ihm die Raumlichkeiten an ein
Einzelhandelsgeschaft zum
Mietzins von 7.000 DM zzgl.
Mehrwertsteuer weiter zu ver-
mieten. Die Vermieterin kindig-
te zum 16.12.1997, hilfsweise
zum 30.6.1998 das Mietverhalt-
nis. Der Gewerbemieter rdumte
nicht. Zwischen den Mietver-
tragsparteien wurde die Recht-
maRigkeit der Kundigung strei-
tig. Die Vermieterin erhob dar-
aufhin Raumungsklage, die am
15.5.1998 zugestellt wurde und
damit rechtshangig war. Der
Rechtsstreit zog sich bis zum
BGH durch die Instanzen und
endete 2002 mit einem bestéati-
genden Urteil des BGH. Die
Mieterin gab die Geschaftsraume
daher erst am 31.5.2002 an die
Vermieterin zurtck.

Jetzt verlangte die Vermieterin
die Herausgabe der gezogenen
Nutzungen abziglich der gezahl-
ten Nutzungsentschadigung
(6000 DM je Monat) ab Rechts-
héngigkeit der Raumungsklage.
Die Mieterin hatte aufgrund
einer  Auflésungsvereinbarung

mit der Untermieterin daneben
eine Entschédigungssumme von
gut 14.000 € erhalten. Auch
dieses Geld verlangte die Ver-
mieterin heraus. Die geltend
gemachte Forderung belief sich
zuletzt auf insgesamt rund
111.000 €. Auch hieraus entwi-
ckelte sich ein Rechtsstreit, der
bis zum BGH gelangte. Mit Ur-
teil vom 12.8.2009 (Xl _ZR
76/08) sprach der BGH nunmehr
der Vermieterin die volle Sum-
me zu.

Die Vermieterin habe nach § 546
Abs. 1 BGB i.V.m. 88 292 Abs.
2, 987 Abs. 1 BGB einen An-
spruch auf Auskehr der gezoge-
nen Nutzungen abziglich der
gezahlten  Nutzungsentschadi-
gung sowie Auskehr der erhalte-
nen Entschadigung flr die vor-
zeitige Auflosung des Unter-
mietvertrages. Nach den vorste-
henden Vorschriften seien die
Nutzungen im Sinne von §8 100,
99 Abs. 3 BGB in Form der
mittelbaren Sachfriichte heraus-
zugeben. Das seien die Ertrége,
die die Sache aufgrund eines
Rechtsverhaltnisses (Untermiet-
verhaltnisses) gewdhre. Entge-
gen der Auffassung der Mieterin
seien die herauszugebenden

Nutzungen nicht auf den objek-
tiven Marktwert beschréankt.
Dieser sei nur dann als Bemes-
sungsgrenze heran zu ziehen,
wenn die Nutzungen durch Ei-
gengebrauch gezogen worden
seien. Die Entscheidung stiinde
auch nicht im Widerspruch zur
Rechtsprechung des  BGH
(BGHZ 63, 365, BGHZ 109,
179, BGH NJW 1995, 2627),
wonach der erzielte Gewinn
nicht herauszugeben sei. Die
Rechtsprechung sehe diese Ein-
schréankung nur dann vor, wenn
die Erlése nicht aus der Sache
selbst erzielt wurden, sondern
ausschlieBlich aufgrund der be-
sonderen Leistungen und Fé&hig-
keiten oder Investitionen des
Schuldners  erzielt  wurden.
SchlieBlich stehe die Entschei-
dung nicht im Widerspruch zur
Rechtsprechung des  Senates
(BGHZ 131, 297), wonach der
Vermieter  bei  bestehenden
Mietverhaltnis keinen Anspruch
auf Herausgabe des vom Mieter
aufgrund einer Untervermietung
erzielten Mehrerldses habe. In
diesem Fall fehle es aufgrund
eines Dbestehenden Hauptmiet-
verhéltnis bereits an einem Her-
ausgabeanspruch nach 88 546
Abs. 1, 985 BGB.
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Kommentar zu Text
BGB § 546 Rückgabepflicht des Mieters
(1) Der Mieter ist verpflichtet, die Mietsache nach Beendigung des Mietverhältnisses zurückzugeben.
(2) Hat der Mieter den Gebrauch der Mietsache einem Dritten überlassen, so kann der Vermieter die Sache nach Beendigung des Mietverhältnisses auch von dem Dritten zurückfordern.
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Kommentar zu Text
BGB § 987 Nutzungen nach Rechtshängigkeit
(1) Der Besitzer hat dem Eigentümer die Nutzungen herauszugeben, die er nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit zieht.
(2) Zieht der Besitzer nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Nutzungen nicht, die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft ziehen könnte, so ist er dem Eigentümer zum Ersatz verpflichtet, soweit ihm ein Verschulden zur Last fällt.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 292 Haftung bei Herausgabepflicht
(1) Hat der Schuldner einen bestimmten Gegenstand herauszugeben, so bestimmt sich von dem Eintritt der Rechtshängigkeit an der Anspruch des Gläubigers auf Schadensersatz wegen Verschlechterung, Untergangs oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nach den Vorschriften, welche für das Verhältnis zwischen dem Eigentümer und dem Besitzer von dem Eintritt der Rechtshängigkeit des Eigentumsanspruchs an gelten, soweit nicht aus dem Schuldverhältnis oder dem Verzug des Schuldners sich zugunsten des Gläubigers ein anderes ergibt.
(2) Das Gleiche gilt von dem Anspruch des Gläubigers auf Herausgabe oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anspruch des Schuldners auf Ersatz von Verwendungen.
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Kommentar zu Text
BGB § 985 Herausgabeanspruch
Der Eigentümer kann von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen.
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Kommentar zu Text

BGB § 100 Nutzungen
Nutzungen sind die Früchte einer Sache oder eines Rechts sowie die Vorteile, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechts gewährt.
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Kommentar zu Text
BGB § 99 Früchte

(3) Früchte sind auch die Erträge, welche eine Sache oder ein Recht vermöge eines Rechtsverhältnisses gewährt.
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Unwirksame Schénheitsreparaturklausel: Haftung wegen Aufforderung zum Streichen

Eine fir Vermieter und Verwal-
ter &uferst unerfreuliche Ent-
scheidung des KG Berlin findet
sich in der aktuellen Fachpresse.
Nach Beendigung des Mietver-
héltnisses schrieb die Hausver-
waltung an den Mieter:

Sehr geehrter Herr (..), hiermit
bestatigen wir Ihnen Ihr Kindi-
gungsschreiben vom 26.2.2007.
Das Mietverhaltnis endet zum
31.6.2007. Im Hinblick auf die
Schonheitsreparaturen beachten
Sie bitte die Vereinbarung unter
§ 10 Nr. 4 des Mietvertrages
vom 29.10.2001...

Der Mieter schaltete einen
Rechtsanwalt mit der Wahrneh-
mung seiner rechtlichen Interes-
sen ein. Der Anwalt lehnte eine
Verpflichtung seines Mandanten
unter Hinweis auf die Recht-

sprechung zu starren Schonheits-
reparaturklauseln ab und begehr-
te Ersatz der seinem Mandanten
entstandenen Kosten seiner Be-
auftragung. Als Streitwert setzte
er dabei die voraussichtlichen
Kosten der Renovierung der
Mietsache an, die durch einen
Kostenvoranschlag ermittelt
worden waren.

Der Vermieter lehnte eine Haf-
tung fir seinen Immobilienver-
walter ab. Der Mieter verklagte
daraufhin den ehemaligen Ver-
mieter und gewann nunmehr vor
dem KG Berlin, Urteil vom
18.5.09 (NJW 2009, 2688). Das
Gericht fiihrt aus, dass die Klau-
sel im Mietvertrag wegen der
Vereinbarung starrer Renovie-
rungspflichten nichtig sei. Das
Schreiben der Hausverwaltung
konne nicht nur als bloRer —

wertungsfreier — Hinweis auf
eine vertragliche Regelung ver-
standen werden. Vielmehr han-
dele es sich um eine Aufforde-
rung zu einer Renovierungsmal3-
nahme, die rechtlich nicht ge-
schuldet sei. Dies stelle eine
vertragliche  Pflichtverletzung
nach § 280 Abs. 1 BGB dar. Die
Pflichtverletzung des Mietver-
walters werde dem Vermieter
Uber § 278 BGB zugerechnet.

Das fur eine Haftung des Ver-
mieters ebenfalls erforderliche
Verschulden des Verwalters sei
auch gegeben. Der Hausverwal-
tung hatte die obergerichtliche
Rechtsprechung zur Schoénheits-
reparaturklausel bei der Abfas-
sung des Schreiben am 5.3.2007
bekannt sein mussen.

Beweislast bei ungeklarter Schadensursache

H&ufig entscheidet die Beweis-
last Uber Obsiegen oder Unter-
liegen einer Streitpartei. Sie
regelt, wer das Risiko zu tragen
hat, dass eine rechtlich entschei-
dungsrelevante Tatsache nicht
aufgeklart werden kann. Das
OLG Celle musste sich mit die-
sem Rechtsproblem auseinan-
dersetzen, nachdem ein Gewer-
bemieter seinen Vermieter auf
Schadensersatz  wegen  eines
Hallenbrandes verklagt hatte.
Dabei war nicht nur die gesamte
Halle, sondern auch der Waren-
bestand des Mieters zerstort
worden. Das kriminaltechnische
Sachverstandigengutachten

konnte eine Brandursache nicht
ausmachen. Sicher war nur, dass
der Mieter fir den Brand nicht
verantwortlich war, der in einem
anderweitig vermieteten Bereich
ausgebrochen war. Es war dem-
nach nicht auszuschlielfen, dass
der Brand durch eine marode

Elektrik im Mietbereich eines
anderen Mieters oder durch vor-
satzliche oder fahrléssige Brand-
stiftung (z.B. durch achtlos weg-
geworfene Zigarette) entstanden
war.

Der klagende Mieter berief sich
auf die Rechtsprechung zur Be-
weislastverteilung bei unklarer
Schadensursache. Danach muss
jede Vertragspartei die Scha-
densursachen aus ihrem Verant-
wortungsbereich ausrdumen. Bei
Mietméngeln, wie dem Schim-
mel etwa, muss der Vermieter
ausraumen, dass nicht Bauscha-
den ursachlich sind, wahrend der
Mieter beweisen muss, dass
nicht sein Nutzerverhalten Ursa-
che war, wenn feststeht, dass der
Baukorper als Schadensursache
nicht in Betracht kommt.

Das OLG Celle stellt in seinem
Urteil vom 18.3.2009 fest (ZMR

2009, 683), dass diese Beweis-
lastverteilung dann nicht gilt,
wenn die Schadensursache véllig
ungeklart ist. Das sei der Fall,
weil gutachterlich nicht ausge-
schlossen werden konne, dass
auch ein Dritter (Brandstifter)
die Schadensursache gesetzt
haben konnte. Der Vermieter
musse sich daher nicht zuerst
exkulpieren, dass die Schadens-
ursache nicht aus seinem Ver-
antwortungsbereich stamme.
Dabei sieht sich der Celler Senat
von der aktuellen BGH-
Rechtsprechung bestétigt (BGH-
Urteil vom 22.10.08, XII ZR
148/06 — ZIV 2008, 75). Es war
also Sache des Mieters nachzu-
weisen, dass der Vermieter die
Brandursache zu verantworten
hat. Das war dem Mieter nicht
moglich, so dass er den Rechts-
streit verlor. Das Fehlen von
Brandschutztiren und einer
Sprinkleranlage als schadenser-
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Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
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Kommentar zu Text
BGB § 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine Anwendung.



atzbegrindende  Pflichtverlet-
zung erkannte das Gericht nicht
an, da die Mietsache in diesem
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Zustand vom Mieter bereits an-
gemietet worden sei und er da-

mit diesen Zustand als vertrags-
gerecht akzeptiert hatte.

Massezugehdrigkeit von Betriebskostenguthaben in der Insolvenz

Bei der Beantwortung der Frage,
ob Guthaben aus Nk-
Abrechnungen dem Mieter oder
dem Insolvenzverwalter zuste-
hen, konnte das AG Gottingen
im Urteil vom 18.6.09 (NZM
2009, 617) behilflich sein.

Im zugrunde liegenden Fall
wurde im Dezember 2006 das
Insolvenzverfahren  (ber das
Vermdgen eines Mieters eroff-
net. Im Mai 2007 erkléarte der
Insolvenzverwalter die Freigabe
der Wohnung aus dem Beschlag.
Erst danach, im Marz 2008, er-
teilte der Vermieter die Neben-
kostenabrechnungen fur 2006
und 2007, die jeweils mit einem
Guthaben von rund 141 € bzw.
85 € schlossen.

Der Insolvenzverwalter verlang-
te die Auszahlung der Guthaben.

WEG-Recht

Der Vermieter meinte, die Gut-
haben stiinden dem Mieter zu. Er
rechnete mit einer Schadenser-
satzforderung wegen Beschadi-
gung des Parketts auf. Die Sache
wurde streitig und endete
schlieBlich vor dem AG Gobttin-
gen. Der Vermieter meinte, dass
Geld stiinde schon deshalb dem
Mieter zu, weil die Nebenkos-
tenbeitrdge aus unpfandbaren
Vermogen geleistet wurden.

Das AG Gottingen stimmte dem
nicht zu. Die Nebenkostengut-
haben seien grundsétzlich Mas-
seforderungen geméal 8 80 Abs.
1 InsO. Das gelte auch, wenn die
Vorauszahlungen aus unpfand-
baren Einkommen  bestritten
worden seien. Die Wohnung
gehodre indessen nicht mehr zur
Masse, wenn vom Insolvenz-
verwalter die Freigabe nach 8§

109 InsO erkl&rt worden sei. Der
Insolvenzverwalter habe keinen
Anspruch auf Auskehr der Be-
triebskostenguthaben, wenn die
Auszahlung nach der Freigabe
fallig werde. Eine zeitanteilige
Aufteilung finde ebenfalls nicht
statt. Es sei mithin unerheblich,
ob die Guthaben auch durch
Vorauszahlungen entstanden
seien, die vor der Freigabe der
Wohnung geleistet wurden. Auf
die Aufrechnung des Vermieters
kam es daher im Ergebnis nicht
mehr an; nicht dem klagenden
Insolvenzverwalter, sondern dem
Mieter stand das Guthaben zu.
Der Vermieter muss sich nun
also mit seinem Mieter wegen
der Beschadigung des Parketts
auseinandersetzen. Das Gericht
hat wegen der grundsétzlichen
Bedeutung die Berufung zuge-
lassen.

Anwaltsbeauftragung durch Verwalter und Kostenerstattung

Mit Beschluss vom 16.7.09 hat
der V. Zivilsenat beim BGH zur
Kostenerstattung im Beschluss-
anfechtungsverfahren bei einer
Anwaltsbeauftragung durch den
WEG-Verwalter Stellung ge-
nommen (V_ZB 11/09). Drei
Kléger fochten einen Beschluss
der Gemeinschaft an. Der WEG-

Verwalter  beauftragte einen
Anwalt fur die Gbrigen beklagten
Wohnungseigentimer mit der
Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen.  Drei  Eigentlimer
beauftragten anschlieBend einen
eigenen Anwalt mit der Prozess-
vertretung. Die Kléager verloren
die Klage. Die Anwélte auf Be-
klagtenseite reichten ihre Kos-
tenfestsetzungsantrage bei Ge-
richt ein. Der Anwalt, der vom
WEG-Verwalter beauftragt wur-
de, erhielt seine Kosten antrags-
gemal festgesetzt. Das Festset-
zungsgesuch des Anwaltes der
drei Ubrigen Beklagten wurde

dagegen unter Verweis auf § 50
WEG zuriickgewiesen. Hierge-
gen richteten sich die Rechtsmit-
tel bis hin zum BGH. Der BGH
erachtete die Einwendungen des
Anwalts als unbegriindet. Die
Kosten des weiteren Anwaltes
seien keine zweckentsprechen-
den Kosten der Rechtsverteidi-
gung und daher gemdll & 50
WEG nicht erstattungsféhig. Der
Einwand, einige Beklagte hatten
ein Obsiegen der Klager fir
winschenswert  erachtet, sei
unbeachtlich. Eine Beschlussan-
fechtungsklage sei immer zwin-
gend gegen alle anderen Beklag-
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InsO § 80 Übergang des Verwaltungs- und Verfügungsrechts
(1) Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens geht das Recht des Schuldners, das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen zu verwalten und über es zu verfügen, auf den Insolvenzverwalter über.
(2) Ein gegen den Schuldner bestehendes Veräußerungsverbot, das nur den Schutz bestimmter Personen bezweckt (§§ 135, 136 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), hat im Verfahren keine Wirkung. Die Vorschriften über die Wirkungen einer Pfändung oder einer Beschlagnahme im Wege der Zwangsvollstreckung bleiben unberührt.
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InsO § 109 Schuldner als Mieter oder Pächter
(1) Ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbeweglichen Gegenstand oder über Räume, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der Insolvenzverwalter ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen. Ist Gegenstand des Mietverhältnisses die Wohnung des Schuldners, so tritt an die Stelle der Kündigung das Recht des Insolvenzverwalters zu erklären, dass Ansprüche, die nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist fällig werden, nicht im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können. Kündigt der Verwalter nach Satz 1 oder gibt er die Erklärung nach Satz 2 ab, so kann der andere
Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses oder wegen der Folgen der Erklärung als Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen.
(2) Waren dem Schuldner der unbewegliche Gegenstand oder die Räume zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens noch nicht überlassen, so kann sowohl der Verwalter als auch der andere Teil vom Vertrag zurücktreten. Tritt der Verwalter zurück, so kann der andere Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses als Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen. Jeder Teil hat dem anderen auf dessen Verlangen binnen zwei Wochen zu erklären, ob er vom Vertrag zurücktreten will; unterläßt er dies, so verliert er das Rücktrittsrecht.
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§ 50 Kostenerstattung
Den Wohnungseigentümern sind als zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendige Kosten nur die Kosten eines bevollmächtigten Rechtsanwalts zu erstatten, wenn nicht aus Gründen, die mit dem Gegenstand des Rechtsstreits zusammenhängen, eine Vertretung durch mehrere bevollmächtigte Rechtsanwälte geboten war.



ten zu richten, unabhédngig da-
von, ob die Beklagten fur den
Beschlussantrag gestimmt hétten
oder gegen ihn gestimmt hétten,
ohne ihn jedoch anzufechten.
Der Gesetzgeber wolle mit der
Einfihrung von 8 50 WEG die
Kostenerstattungspflicht des
Klagers insbesondere im Be-
schlussanfechtungsverfahren im
Regelfall auf die Kosten eines
Anwaltes beschrénken. Allein
die unterschiedliche Auswirkung

SCHULTZE™Ss

eines Beschlusses auf die Woh-
nungseigentiimer oder ein be-
sonderes Interesse an der Auf-
rechterhaltung des Beschlusses
kénne keine Ausnahme von
diesem Grundsatz begriinden.

Die gesetzliche Regelung sage
indessen nichts darliber aus, von
welchem Anwalt die Kosten zu
erstatten seien, wenn sich die
Wohnungseigentiimer durch
mehrere Rechtsanwalte vertreten
lieBen, ohne dass dies geboten

gewesen ware. Nach Auffassung
der Karlsruher Richter geniele
aber der vom Verwalter gemél
seiner gesetzlichen Befugnis
nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 WEG
mandatierte Anwalt den Vor-
rang. Seine Kosten seien daher
festzusetzen. Die drei anderen
beklagten Eigentumer bekdmen
die Kosten ihres Anwaltes daher
nicht festgesetzt.

Keine Mitwirkungsverpflichtung des Schuldners bei Zwangsversteigerung

Mit Beschluss vom 16.7.09 (V
ZR 57/09) hat der BGH ent-
schieden, dass der Vollstre-
ckungsschuldner nicht gehalten
ist, die Vollstreckung in seine
Wohnung unterstiitzend zu be-
gleiten.

Die  Wohnungseigentiimerge-
meinschaft betrieb die Zwangs-
versteigerung in das Wohneigen-
tum eines Gemeinschafters aus
Rangklasse 5 (nichtbevorrechtig-

te Klasse). Um den Einheitswert
flr die Zwangsversteigerung aus
der bevorrechtigten Klasse zu
erfahren, verklagte die Woh-
nungseigentiimergemeinschaft

den Gemeinschafter auf Aus-
kunft, die dieser verweigerte.
Die Verweigerungshaltung war
rechtmalig. Der BGH flihrte
aus, dass der beklagte Woh-
nungseigentiimer nicht zur Aus-
kunft oder Herausgabe des Ein-

heitswertbescheides verpflichtet
sei.

Die Rechtsprechung des BGH
habe bereits aufgezeigt, wie die
Gemeinschaft auch ohne eine
entsprechende Auskunft an diese
Information gelangen  konne.
(BGH-Beschluss vom 17.4.08 -
Z1V 2008, 33 und vom 2.4.09 —
Z1V 2009, 36, vgl. auch zur ge-
setzlichen Neuregelung ZIV
2009, 54).

Bundesverfassungsgericht zum WEG-Recht

Ausnahmsweise musste sich das
Bundesverfassungsgericht auch
einmal mit dem materiellen
Recht des Wohnungseigentums-
gesetzes befassen. Eine Woh-
nungseigentimergemeinschaft

hatte einen Beschluss gefasst,
wonach einem Besucher einer
Miteigentimerin Hausverbot im
gesamten Haus, also auch in der
Wohnung der Sondereigentiime-
rin erteilt wurde. Hintergrund
des Verbots waren néchtliche
Ruhestérungen der Wohnungs-
eigentimerin, die ihre Ursache
in der Anwesenheit des mannli-
chen Besuchers hatten. Sie litt an

einer sogenannten schizoaffekti-
ven Psychose, die mit Verhal-
tensauffalligkeiten in Form von
Weinen, Schreien und Hilferufen
einhergeht. Die seit Jahren be-
stehenden Stérungen der
Nachtruhe veranlasste das LG
Koblenz, den Beschluss zum
Hausverbot auf der Grundlage
von § 1004 BGB als rechtmafig
einzustufen.

Das Bundesverfassungsgericht
missbilligte die Entscheidung.
Es sei nicht ersichtlich, dass die
widerstreitenden  verfassungs-
rechtlichen Positionen im Wege

eines Ausgleichs (sog. Prakti-
sche Konkordanz) vom Gericht
abgewogen wurde. Es sei nicht
geklart worden, ob es mildere
Mittel gabe, um den geschitzten
Rechtspositionen beider Parteien
Geltung zu verschaffen. Der
Abwehranspruch begriinde kei-
nen Anspruch auf ein bestimm-
tes Verhalten, sondern nur auf
Unterlassung der Stdrung. Es
seien jedoch mehrere Wege
denkbar, die Storung einzugren-
zen. Diese zu finden sei Aufgabe
der Tatsacheninstanz. (Beschluss
vom 6.10.2009 - 2 BVR 693/09)
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§ 27 Aufgaben und Befugnisse des Verwalters
(2) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen aller Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen, soweit sie an alle
Wohnungseigentümer in dieser Eigenschaft gerichtet sind;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Wohnungseigentümer gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 1, Nr. 4 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren zu führen;
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§ 50 Kostenerstattung
Den Wohnungseigentümern sind als zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendige Kosten nur die Kosten eines bevollmächtigten Rechtsanwalts zu erstatten, wenn nicht aus Gründen, die mit dem Gegenstand des Rechtsstreits zusammenhängen, eine Vertretung durch mehrere bevollmächtigte Rechtsanwälte geboten war.
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BGB § 1004 Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf Unterlassung klagen.
(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist.
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Teilnahmerecht des Eigentimeranwalts an Versammlung

Mit dem ausnahmsweise beste-
henden Teilnahmerechtes des
Anwaltes eines Eigentlimers bei
einer Wohnungseigentliimerver-
sammlung hat sich das OLG
K&lIn im Beschluss vom 6.8.07 (-
die Entscheidung wurde leider
erst jetzt veroffentlicht: WuM
2009, 547) auseinandergesetzt.
Ein Wohnungseigentimer be-
gehrte die Anwesenheit seines
Anwaltes zu einem Tagesord-
nungspunkt der Versammlung.
Die Anwesenheit wurde durch
Ordnungsbeschluss versagt.

Die  Wohnungseigentiimerge-
meinschaft wollte unter TOP 8
einen Beschluss bis hin zur Ein-
leitung eines Entziehungsverfah-
rens fassen, weil das Verhalten
des betreffenden Wohnungsei-
gentumers ,krass inakzeptabel

gewesen sei. Der Wohnungsei-
gentlimer focht den Beschluss
zur Abmahnung zur Vorberei-
tung der Einziehung des Wohn-
eigentums vor dem OLG erfolg-
reich an. Grundsatzlich, so der
Koélner Senat, sei die Woh-
nungseigentimerversammlung

eine nichtdffentliche Veranstal-
tung, die die Anwesenheit Drit-
ter nicht zulasse. Die Anwesen-
heit Dritter misse in Ausnahme-
fallen jedoch geduldet werden,
wenn das Interesse des Woh-
nungseigentiimers an der Beglei-
tung durch einen Anwalt aus-
nahmsweise hoher einzustufen
sei, als das der Gemeinschaft an
der Nichtoffentlichkeit. Nicht
genugend sei die Zerstrittenheit
der Gemeinschafter an sich. Das
gelte auch dann, wenn ein be-
stimmter Beratungspunkt damit

in Zusammenhang stiinde. Alter,
Gebrechlichkeit oder ein beson-
ders schwieriger Beschlussge-
genstand, konnten indessen die-
ses Uberwiegende Interesse eines
Wohnungseigentiimers  begriin-
den (auch: BGHZ 121, 236). In
dem zur Entscheidung stehenden
Fall ging die Interessenabwé-
gung zugunsten des betroffenen
Wohnungseigentimers aus. Be-
grindet wurde dies auch damit,
dass anderen Begleitpersonen in
der Versammlung die Anwesen-
heit gestattet wurde, nicht aber
dem Anwalt des Eigentlimers.
Diese nicht gerechtfertigte Un-
gleichbehandlung  begriindete
nach Auffassung des OLG Kadln
schon allein den Erfolg der Be-
schlussanfechtung.

Privilegierung des Hausgeldanspruchs im Zwangsverwaltungsverfahren

Eine abermals andere Entschei-
dung zur Hausgeldzahlungsver-
pflichtung des Zwangsverwalters
im massearmen Verfahrens traf
das LG Disseldorf mit Urteil
vom 3.2.2009. Die zwangsver-
waltete Wohnung war zwar ver-
mietet, der Zwangsverwalter
erzielte aber keine Mieteinnah-

men. Er zahlte daher auch keine
Hausgeldvorauszahlungen. Die
Wohnungseigentiimergemein-

schaft verklagte den Verwalter
und verlor erstinstanzlich. Die
gegen das erstinstanzliche Urteil
gerichtete Berufung zum LG
Dusseldorf hatte Erfolg. Die
Kammer verurteilte den

Zwangsverwalter zur Bezahlung,
die notfalls tber einen Kosten-
vorschuss vom betreibenden
Gléaubiger zu decken sei (ZMR
2009, 713). Ebenso: LG Kaoéln,
AA. LG Leipzig (ZIV_2009
10).

Anderung des Kostenverteilungsschliissels

Die Anderung des Verteilungs-
schlissels bedarf eines sachli-
chen Grundes. Es muss bei der
Anderung aber kein ,besserer*
Verteilungsschlissel — gefunden
werden. Ein Wohnungseigentu-
mer, der dies anders sah, verlor
vor dem AG Recklinghausen
eine gegen die Anderung gerich-
tete Anfechtungsklage mit Urteil
vom 17.2.2009 (WuM 2009,
546). Die Wohnungseigentlimer
hatten beschlossen, die Kosten-
arten Allgemeinstrom und Mull

kiinftig nicht mehr nach MEA,
sondern nach Wohnungen bzw.
nach Bewohneranzahl je Woh-
nung umzulegen. Das Gericht
konzedierte, dass inshesondere
letzterer  Verteilungsschlussel
Schwierigkeiten begrinden kon-
ne, wenn sich die Bewohnerzahl
im laufenden Wirtschaftsjahr
andere. Diese Probleme seien
aber tatsdchlicher und nicht
rechtlicher Natur. Die Anderun-
gen seien vom Spielraum ord-
nungsgemé&ler Verwaltung ge-

deckt. Insbesondere lage keine
Willkidr vor und fiihre nicht zu
einer ungerechtfertigten Benach-
teiligung Einzelner. Im Gegen-
teil sei nicht einzusehen, warum
ein Wohnungseigentiimer einer
groflen Wohnung, der die Woh-
nung allein bewohne, einen gro-
Reren Anteil an den Kosten fir
Allgemeinstrom und Hausmidill
tragen solle, als ein Wohnungs-
eigentimer einer Kkleinen Woh-
nung.
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Erleichterter Nachweis der Stundenlohnabrechnung

Eine Erleichterung fir Auftrag-
nehmer bei Stundenlohnabrech-
nungen begriindete das Urteil
des BGH vom 28.5.09 (VII ZR
74/06). Der Auftraggeber hatte
einem Bauunternehmen (Erstun-
ternehmen) Renovierungsarbei-
ten in seinem Schloss uUbertra-
gen. Der Auftrag wurde vor
Abschluss der Arbeiten beendet.
Uber seinen Bauleiter lieR der
Auftraggeber ein anderes Unter-
nehmen (Zweitunternehmen) im
Rahmen eines Stundenlohnver-
trages die Restarbeiten durchfiih-
ren, die rund 5 Monate dauerten.
Der Zweitunternehmer rechnete
ab. Der Auftraggeber war der
Auffassung, dass zu viele Stun-
den abgerechnet worden seien.
Die Abrechnung wurde streitig
und lag nun schlieRlich dem VII.
Zivilsenat zur Entscheidung vor.

Das Gericht fuhrt aus, dass der
Unternehmer seine Forderung
schlissig dargelegt habe. Er
muisse grundsatzlich nur darle-
gen, wie viele Stunden er zur
Erbringung der Vertragsleistung
bendtigt habe. Aus dem Produkt
von Stundenanzahl und verein-
barter Stundensatzvergutung
ergebe sich dann die Werklohn-
forderung. Nur diese Tatsachen

seien vorzutragen und ggf. auch
vom Unternehmer zu beweisen.

Wenn der Auftraggeber demge-
genulber der Auffassung sei, dass
Stunden abgerechnet wurden,
die nicht erbracht oder nicht
notwendig waren, um den werk-
vertraglichen Erfolg zu erzielen,
musse er die zugrundeliegenden
Tatsachen darlegen und bewei-
sen. Wenn tatsdchlich zu viele
Stunden aufgewendet worden
seien, dann begriinde dies eine
Pflichtverletzung  vertraglicher
Nebenpflichten (Pflicht zur wirt-
schaftlichen  Betriebsfiihrung)
des Unternehmers, die ihn scha-
densersatzpflichtig mache, § 280
Abs. 1 BGB. Mit dieser Aussage
stellte sich der BGH gegen eine
verbreitete Auffassung in Recht-
sprechung und Literatur (OLG
Hamm BauR 2002, 319; OLG
Celle BauR 2003, 1224, Stau-
dinger, § 632 Rn. 14, Messer-
schmidt in Kapell-
mann/Messerschmidt, Wer-
ner/Pastor: Der Bauprozess, 12.
A. Rn 1211). Dabei sei der An-
spruch nicht direkt auf einen
Zahlungsanspruch gerichtet, mit
dem aufgerechnet werde, son-
dern auf eine Reduzierung der
Vergitung im Ubrigen.

Der Baurechtssenat konzediert
dabei, dass es dem Auftraggeber
im Einzelfall schwer fallen kann,
die Einwendungen vorzutragen.
Nicht genugend sei aber ein
pauschales Bestreiten oder ein
Sachvortrag mit Annahmen ins
,,Blaue hinein“. Vielmehr miisse
er die ihm bekannten oder ohne

weiteres ermittelbaren Umsténde
vortragen, aus denen sich die
Unwirtschaftlichkeit der Be-
triebsfuhrung ergdbe. Ausrei-
chend sei ein Vortrag, der das
Gericht in die Lage versetze,
Beweis hieriiber zu erheben. Der
Auftraggeber misse also Tatsa-
chen vortragen, nach denen er-
sichtlich sei, dass die angesetz-
ten Stunden nicht mehr im Rah-
men einer wirtschaftlichen Be-
triebsfiihrung lagen.

Im konkreten Fall sei dies dem
Auftraggeber moglich gewesen.
Er kannte — vermittelt durch das
Wissen seines Bauleiters — zum
Zeitpunkt der Auftragserteilung
an den Zweitunternehmer den
damaligen Ist-Zustand. Aus die-
sem konne abgeleitet werden,
welche weiteren Leistungen vom
Zweitunternehmer zu erbringen
seien und welchen Anteil sie am
jetzt vorhandenen Gesamtwerk
hatten. Soweit der Auftraggeber
es versaumt haben sollte, den
damaligen Ist-Zustand zu doku-
mentieren, ginge dies zu seinen
Lasten.

SchlieBlich stellte der VII. Zivil-
senat fest, dass die Wertung des
Berufungsgerichtes falsch sei,
dass die in der VOB/B fiir Stun-
denlohnzettel normierte Fiktion
(keine fristgemall zuriickgege-
benen Stundenlohnzettel gelten
als anerkannt) auch fiir den
BGB-Werkvertrag gelte. Es sei
daher Uber die tats&chlich er-
brachten Stunden Beweis zu
erheben.

Kosten des selbstandigen Beweisverfahrens bei Nebenintervention

Die Kostenverteilung der Partei-
en im Rahmen von selbstandigen

Beweisverfahren ist gesetzlich
trotz der Einfligung § 494a ZPO

noch immer in weiten Bereichen
unklar bzw. ungeregelt. Es ist
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§ 494a Frist zur Klageerhebung
(1) Ist ein Rechtsstreit nicht anhängig, hat das Gericht nach Beendigung der
Beweiserhebung auf Antrag ohne mündliche Verhandlung anzuordnen, dass der Antragsteller binnen einer zu bestimmenden Frist Klage zu erheben hat.
(2) Kommt der Antragsteller dieser Anordnung nicht nach, hat das Gericht auf Antrag durch Beschluss auszusprechen, dass er die dem Gegner entstandenen Kosten zu tragen hat. Die Entscheidung unterliegt der sofortigen Beschwerde.



daher nicht verwunderlich, dass
der BGH eine Entscheidung zu
diesem Themenkomplex in die
amtliche  Entscheidungssamm-
lung aufnehmen l&sst. Eine sol-
che BGHZ-Entscheidung wurde
mit Beschluss vom 23.7.09 (V11
ZB 3/Q07) gefalit.

Wegen Mangeln an einer Turn-
halle leitete der Auftraggeber
(AG) ein selbstdndiges Beweis-
verfahren gegen insgesamt 8
Auftragnehmer (AN) ein (1). Ein
Auftragnehmer verkindete im
Beweisverfahren seinem Nach-
unternehmer den Streit (2). Die-
ser trat dem Beweisverfahren als
Streithelfer bei. Im Beweisver-
fahren stellte der Gutachter fest,
dass der Nachauftragnehmer
(NU) fur die Méngel nicht ver-
antwortlich sei, da der von ihm
verlegte Estrich den anerkannten
Regeln der Technik entsprach.

Nach dem Abschluss des Be-
weisverfahrens verklagte der
Antragsteller (Ast = AG) nur
zwei der 8 Auftragnehmer (AN 1
und AN 8); darunter befand sich
auch der Auftragnehmer, der
dem Nachauftragnehmer (Est-
richleger) den Streit verklndet
hatte. Er wurde wohl wegen
mangelhafter ~ Werkleistungen
anderer Nachauftragnehmer
verklagt. Der Nachauftragneh-
mer (Estrichleger) stellte beim

Veranstaltungen

Die 35. Veranstaltung des ESW
in Fischen war in diesem Jahr

SCHULTZE"32

Landgericht den Antrag, dem
Antragsteller eine Frist zur Kla-
geerhebung nach § 494a ZPO (3)
zu setzen. Bei Nichterhebung der
Klage innerhalb der Frist hatte
dies zur Folge, dass das Gericht
dem Antragsteller die Kosten
des Selbstandigen Beweisverfah-
rens auferlegt und der Antrags-
gegner seine ihm entstandenen
Kosten fiir seinen Anwalt ersetzt
verlangen konnte.

\ > (1)AN1
\\\A (1) AN
c 2-7
2
>
\ o (1) AN 8
(©)
_\ X
(2) NU

Das Landgericht gab dem An-
trag statt. Hiergegen legte der
Antragsteller  sofortige  Be-
schwerde ein, die keinen Erfolg
hatte. Mit der weiteren soforti-
gen Beschwerde beim BGH
hatte er dann schlielich doch
Erfolg.

Bericht aus Fischen

unter das Hauptthema ,,Rechts-
verhéltnisse der Gemeinschaft
der Wohnungseigentiimer* ge-
stellt. Mit knapp 500 Teilneh-
mern war die Veranstaltung
abermals schlechter besucht, als
in den Vorjahren. Was fiir den
Veranstalter vermutlich mit we-
nige Freude zur Kenntnis ge-
nommen wird, war fiir die Teil-
nehmer angenehm, da alles we-

Der BGH fiihrt in seinem Be-
schluss aus, dass der Nachauf-
tragnehmer gemal § 67 ZPO
(Nebenintervention) die gleichen
Rechte habe, wie die Hauptpartei
des selbstandigen Beweisverfah-
rens und daher auch einen An-
trag zur Fristsetzung zur Klage-
erhebung nach § 494a ZPO stel-
len konne. Der Antrag gehe in
diesem Fall zulé&ssigerweise auch
auf Klageeinreichung gegen den
Nachauftragnehmer und nicht
gegen den Auftragnehmer.

Der Antrag sei jedoch ausge-
schlossen, wenn der Antragstel-
ler gegen den Auftragnehmer
des Nachauftragnehmers Klage
eingereicht habe, der seinem
Nachauftragnehmer  (Estrichle-
ger) den Streit verkiindet habe.
Dann sei die Pflicht zur Klage-
erhebung bereits erfillt. Dass
sich die Klage nicht auch gegen
den Nachauftragnehmer richte,
sei unerheblich.

In der Quintessenz heillt das:
Wird einem Unternehmen im
Selbstdndigen Beweisverfahren
der Streit verkiindet, kann er nur
nach § 494a ZPO eine Kostener-
stattung erreichen, wenn ,sein“
Auftraggeber  (Streitverkiinder)
nicht verklagt wird. Wird der
Streitverkinder verklagt, gibt es
keine prozessuale Kostenerstat-
tung.

niger
ablief.

gedrangt und hektisch

Es zeigte sich, dass die Praxis
bereits zahlreiche (ungeldste)
Probleme zum teilrechtsfahigen

Verband hervorgebracht hat.
Vieles wurde diskutiert und
manches auch geldst. Prof.

Abramenko setzte sich in seinem
Vortrag mit der Wohnungseigen-
tiimergemeinschaft als Eigentl-
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Schirm5
Kommentar zu Text
§ 494a Frist zur Klageerhebung
(1) Ist ein Rechtsstreit nicht anhängig, hat das Gericht nach Beendigung der
Beweiserhebung auf Antrag ohne mündliche Verhandlung anzuordnen, dass der Antragsteller binnen einer zu bestimmenden Frist Klage zu erheben hat.
(2) Kommt der Antragsteller dieser Anordnung nicht nach, hat das Gericht auf Antrag durch Beschluss auszusprechen, dass er die dem Gegner entstandenen Kosten zu tragen hat. Die Entscheidung unterliegt der sofortigen Beschwerde.


Schirm5
Kommentar zu Text
§ 67 Rechtsstellung des Nebenintervenienten
Der Nebenintervenient muss den Rechtsstreit in der Lage annehmen, in der er sich zur Zeit seines Beitritts befindet; er ist berechtigt, Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend zu machen und alle Prozesshandlungen wirksam vorzunehmen, insoweit nicht seine Erklärungen und Handlungen mit Erklärungen und Handlungen der Hauptpartei in Widerspruch stehen.



merin einer eigenen Wohnung
auseinander. Es entbrannte ein
interessanter Streit zwischen ihm
und Prof. Bub (ber die Frage,
wie die Wohnung in der Haus-
geldabrechnung zu berlcksichti-
gen sei. Bub vertrat die Auffas-
sung, dass die Wohnung voll-
standig im Gemeinschaftseigen-
tum der Gemeinschaft stiinde.
Demzufolge seien alle Einnah-
men der Wohnung (z.B. Miete)
auf der Einnahmenseite der Ab-
rechnung einzustellen und die
Ausgaben als Ausgaben der
Gemeinschaft darzustellen.
Abramenko sah diese Darstel-
lungsform als unzuldssig an,
weil die Wohnung kein Gemein-
schaftseigentum sei, sondern
Sondereigentum der Gemein-
schaft. Sie misse daher wie eine
Wohnung eines sonstigen Eigen-
tmers auch behandelt werden.
Dem schloss sich Prof. Derleder
an.

Prof. Bubs Referat behandelte
die Kreditaufnahme der Gemein-
schaft. Hinsichtlich der Zulds-
sigkeit duRerte sich der Referent
sehr zurtickhaltend. Das Grund-
finanzierungsprinzip sei die Ein-
nahmendeckung (iber Beitrége.
Daraus folge, dass eine Kreditfi-
nanzierung nur zuldssig sei,
wenn die anderen Finanzierungs-
instrumente (W-plan, Sonderum-
lage, IH-Ricklage) versagt hat-
ten. Eine Absage erteilte er den
verschiedentlich gedulerten
Auffassungen, wonach die recht-
lichen Probleme der Kreditfi-
nanzierung dann geldst seien,
wenn die persénliche Quotenhaf-
tung einzelner oder aller Eigen-
timer vertraglich ausgeschlossen
werde, so dass die Bank nur
noch auf das Gemeinschaftsver-
mdgen zugreifen konne. Zum
einen dirfte es schwer sein, eine
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Bank zu finden, die anschlieRend
noch eine Finanzierung Uber-
nehmen wolle. Zum anderen sei
dadurch eine (beschrankte) Haf-
tung aller Wohnungseigentiimer
nicht ausgeschlossen, da die IH-
Ricklage und auch das Verwal-
tungskonto von allen Woh-
nungseigentiimern bedient wer-
de. Ein Eigentumer, der auf die
Kreditfinanzierung  verzichten
wolle, weil er seinen Anteil
selbst aufbringen wolle, konne
sonach nicht von der Haftung
ausgeklammert werden. Kredit-
entscheidung (ber Notkredite
hinaus  koénnten daher nur

allstimmig erfolgen.

BGH-Richter Dr. Klein berichte-
te Uber die Rechtsprechung des
BGH aus dem Jahre 2009, wobei
er auch ganz aktuelle Informati-
onen Uber Entscheidungen in der
Tasche hatte, die noch nicht
bekannt gegeben wurden. So sei
nunmehr entschieden worden,
dass der Zwangsverwalter auch
ohne Erzielung von Mietein-
nahmen zur Bezahlung von
Hausgeld verpflichtet sei (vgl.
auch LG Ddsseldorf in dieser
Ausgabe). Die entgegenstehende
Rechtsprechung des LG Leipzig
ist damit obsolet.

Prof.  Armbrister  berichtete
schlief8lich Uber Deckungsliicken
von  Verwalterhaftpflichtversi-
cherungen. So seien in den Be-
stimmungen regelmaRig die

Haftung fur Erfallungssurrogate
ausgeschlossen.  Dieser  Aus-
schluss greife beispielsweise,
wenn ein Verwalter in die Haf-
tung genommen werde, weil er
keine ordnungsgeméBe Abrech-
nung erstellt habe. Hierflr werde
ein Kostenvorschuss eingeklagt,
um eine Ersatzvornahme zu
finanzieren. Dieses Erfullungs-
surrogat (Kosten der Ersatzvor-
nahme) Ubernehme die Haft-
pflichtversicherung des betref-
fenden Verwalters nicht. Eben-
falls ausgeschlossen seien Versi-
cherungsschéaden, die durch Ver-
sdumnisse bei anderen Versiche-
rungen entstanden seien. Habe
der Verwalter es etwa versaumt,
eine Feuerversicherung fur ein
von ihm verwaltetes Gebdaude
abzuschlieRBen, bezahle die Haft-
pflichtversicherung den Brand-
schaden nicht.

Schliellich sei der Schaden nicht
abgedeckt, der durch Fehluber-
weisungen entstehe. Zahle der
Verwalter versehentlich auf ein
falsches Konto und kénne das
Geld nicht zuriick erlangt wer-
den, etwa weil der Empfanger
nicht auffindbar oder insolvent
sei, Ubernehme die Versicherung
den Schaden nicht. Gleiches
gelte fur im Falle der Veruntreu-
ung von Verwaltungsgeldern
durch die Mitarbeiter des Ver-
walters.

3.12.09:

18.00 Uhr:
19.00 Uhr:

Verwalterstammtisch Leipzig "=

Weihnachtsfeier im Paulaner Klostergasse

Jahresruckblick der wichtigsten Gerichtsentscheidungen 2009
Traditionelles Weihnachtsessen (Einladung folgt)
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@Veranstaltungen des VdIV-Mitteldeutschland bis zum Jahresende:

11.11.2009

15.12.2009

Verwalterseminar in Chemnitz
,,Kreditaufnahme der Wohnungseigentiimergemeinschaft*

Verwalterstammtisch in 09468 Tannenberg
mit einer Mettenschicht und anschl. gemitlichem Beisammensein

o, XXI1. Naumburgseminar - Wohnungseigentum aktuell — VVdiV-Sachsen-Anhalt

Referenten_:

Dr. Oliver Elzer

Richter am Kammergericht Berlin

Prof. Dr. Florian Jacoby

Universitat Bielefeld, Lehrstuhl fur Burgerliches Recht, Zivilverfahrens-, Insolvenz- und Gesellschaftsrecht
Dr. Wolfgang Gottschalg

RIOLG a.D. ,Sozietat JenniRen Harren Lutzenkirchen - Kdln

Donnerstag, 12.11.2009

12.30-12.45 Uhr

12.45-14.00 Uhr

14.00-14.15 Uhr
14.15-14.30 Uhr

14.30-14.45 Uhr
14.45-16.00 Uhr

16.00-16.15 Uhr

16.15-16.30 Uhr
16.30-17.45 Uhr

ab 19.00 Uhr -

9.30-10.45 Uhr

10.45-11.00 Uhr

11.00-11.15 Uhr
11.15-11.30 Uhr
11.30-12.45 Uhr
12.45-13.00 Uhr

13.00-14.00 Uhr
14.00-15.15 Uhr

15.15 Uhr

Begrussung durch den VdIV Sachsen-Anhalt e.V.

Prof. Dr. Florian Jacoby

Der Verwaltervertrag im Dreieck von Verwalter, Gemeinschaft und Eigentimern

Vertragspartner und VertragsabschluR

Vertragsinhalt und Gegenstand spéaterer Beschlusse; Durchsetzung von Sonderhonoraren; Bevoll-
méachtigung im Verwaltervertrag

DKB Bank AG - Julia Bergien

Verwaltung von Fremdgeldern fiir Wohnungseigentiimergemeinschaften

Kaffeepause — Besuch der Fachausstellung

ista Deutschland GmbH - Arthur Wolter

Energiedatenmanagement online

Prof. Dr. Florian Jacoby

Aktuelle Probleme der Zwangsversteigerung und Zwangsvollstreckung eines Wohnungseigentums
Vorrecht der Zwangsversteigerung; Bestimmung des Einheitswertes und Steuergeheimnis; Uber-
gangsregelungen; Pflichten des Zwangsverwalters

Hausbank Miinchen - Johann Asbeck

KfW - Fordermittel fur WEG's

Kaffeepause — Besuch der Fachausstellung

Prof. Dr. Florian Jacoby / Dr. Oliver Elzer

Aktuelle Entscheidungen zur WEG-Reform

Entscheidungen von BGH und OLG?s u.a. zur Gemeinschaft der Wohnungseigentiimer; zu den
Kosten; zur Verwaltung und WEG-Verfahren

Der Verband l&dt ein zur Kiichenmeisterei Schloss Neuenburg in Freyburg_

Freitag, 13.11.2009

Dr. Wolfgang Gottschalg

Schadenersatz nach § 14 Nr. 4 WEG und was bedeutet das fiir das Verhaltnis von Gemein-
schafts- und Sondereigentum

Domcura AG - Christian Legien

Vermdgensschadenhaftpflichtversicherung fir Immobilienverwalter, Zwangsverwalter und Ver-
waltungsbeirate

Kaffeepause - Besuch der Fachausstellung

Innotec abfall-management Gmbh - Walter J. Thomsen

Das Wasserhaushaltsgesetz § 18b - Nachweis der Kanaldichtigkeit bis

zum 31.12.2015

Dr. Oliver Elzer

Vorbereitung der Eigentliimerversammlung; Ladung zur Eigentumerversammlung; Tagesordnung;
Ablauf der Eigentimerversammlung

Fachaussteller stellen sich vor

Mittagspause - Der Verband ladt ein

Dr. Oliver Elzer

Beschlussfassung in der Eigentimerversammlung; vom Verwalter veranlaBte Beschlussfehler; Haftungs-
fragen im Zusammenhang mit der Eigentiimerversammlung

Teilnehmer fragen - Experten antworten
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Verwalterstammtisch In Leipzig

Damit Sie nicht immer nachsehen missen, was es auf unserer Homepage
www.Verwalterstammtisch.de Neues gibt, erhalten Sie an dieser Stelle fortan eine Aktualisierungs-
mitteilung. An der roten Hervorhebung kdnnen Sie sehen, dass die Datei neu eingestellt oder aktu-
alisiert wurde. Der Aufbau ist derselbe wie im geschlossenen Bereich der Seite.

0. Wichtige Informationen fiir unsere Besucher
28.08.2006 Benutzerinformationen

1. Mietrecht
Entscheidungssammlung-Mietrecht Stand 31.12.2007

la. Betriebskosten
Entscheidungssammlung-Betriebskosten Stand 31.12.2007
Heizkostenverordnung in der Fassung vom 18.6.2008

1b. Gerichtsentscheidungen AG/LG Leipzig zum Betriebskostenrecht
AG Leipzig 163 C 8500/04

AG Leipzig 163 C 4723/05

AG Leipzig 164 C 3906/03

AG Leipzig 164 C 8973/04

AG Leipzig 164 C 13214/03

AG Leipzig 168 C 12477/03

AG Leipzig 168 C 287/04

AG Leipzig 163 C 5799/03

AG Leipzig 18 C 2588/03

LG Leipzig 12 S 1841/04

AG Leipzig 11 C 5046/03

AG Leipzig 16 C 622/02

AG Leipzig 165 C 1655/04

AG Leipzig 167 C 4365/04

LG Leipzig 12 S 79/06

AG Leipzig 166 C 7820/04

LG Leipzig 12 S 2867/04 (NZM 2005,14)
LG Leipzig 12 S 6001/01 (NZM 2002, 486)
LG Leipzig 12 S 301/06

AG Leipzig 99 C 8415/01 (WuM 2002, 376)
AG Leipzig 45 C 9357/98 (WuM 1999, 467)
AG Leipzig 163 C 210/05

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 160 C 12729/02

AG Leipzig 166 C 2955/06

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 163 C 4296/06

AG Leipzig 163 C 496/07

AG Leipzig 161 C 8191/06

AG Leipzig 99 C 4767/00

AG Leipzig 118 C 11663/05

AG Leipzig 162 C 5093/06

AG Leipzig 165 C 12724/03

LG Gera 1 S 332/06
AG-Leipzig-11_C_4919 03
AG-Leipzig-16_C_6466_02
AG-Leipzig-16_C_12023 01
AG-Leipzig-17_0_C_8110 04 2_
AG-Leipzig-18_C_932_02
AG-Leipzig-161_C_1125 04
AG-Leipzig-163_C_495 07
AG-Leipzig-165_C 2953 05
AG-Leipzig-166_C_9459 03
AG-Leipzig-166_C_10715 05
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http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-16_C_12023_01.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-17_0_C_8110_04_2_.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-18_C_932_02.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-161_C_1125_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-163_C_495_07.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-165_C_2953_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_9459_03.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_10715_05.pdf
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AG-Leipzig-166_C_10863_06
AG-Leipzig-166_C_12312_03
AG-Leipzig-168_C 9758 04
AG-Leipzig-170_C_195 05
AG-Leipzig-170_C_7914_04
AG-Leipzig-170_C_8110_04
AG-Leipzig-170_C_11432_05
LG-Leipzig-12_S_617_06
LG-Lepzig-1_S_138 08
LG-Leipzigl25489-04
LG-Leipzig-12S6302-04
LG-Leipzig-16S715_04
AG-Leipzig-166_C_8115_05
LG-Leipzig-16_S_275_07
LG-Leipzig-16S15-05

1c. Rechtsprechungsubersicht zur Schonheitsreparaturklausel
Schoenheitsreparaturrechtsprechung
Neue Rechtsprechung BGH

1d. Modernisierungsmieterhéhung
Entscheidungssammlung-Modernisierungsmieterhoehung

le. Mietspiegelmieterh6hung
AG Borna 3 C 60/04 Mietspiegel-LE-fiir Markkleeberg
LG Leipzig 1 S 3643/04 Berufung

2. WEG-Recht
Entscheidungssammlung-WEG Stand 31.12.2007

3. Baurecht
Entscheidungssammlung-Baurecht Stand 31.12.2007

4. Gebaudetechnik

Aufzug - TuV Suddeutschland

Brandschutz — Brandschutzbiiro Schalla
Elektro

Wasser

EnEV - Verordnung

EnEV-Anderung

Schimmelschaden -MBS-Munters Présentation

5. Aktuelles
ZIV-1-2006

ZIV-2-2006

ZIV-3-2006

ZIV-4-2006

ZIV-5-2006

ZIV-6-2006

ZIV-1-2007

ZIV-2-2007

ZIV-3-2007

ZIV-4-2007

ZIV-5-2007

ZIV-6-2007
Entscheidungsregister 2007
Stichwortverzeichnis 2007
ZIV-1-2008

ZIV-2-2008

ZIV-3-2008

ZIV-4-2008

ZIV-5-2008

ZIV-6-2008
Entscheidungsregister 2008
Stichwortverzeichnis 2008
ZIV-1-2009

ZIV-2-2009

ZIV-3-2009


http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_10863_06.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_12312_03.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-168_C_9758_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_195_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_7914_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_8110_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_11432_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-12_S_617_06.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Lepzig-1_S_138_08.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig12S489-04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-12S6302-04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16S715_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_8115_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16_S_275_07.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16S15-05.pdf
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6. Skripte zu Stammtischen

Die Verwalterpraesentation

Die WEG-Novelle

WEG-Neu - Textausgabe

Synopose-WEG-AIt-Neu

Beschlusssammlung — Mindestanforderungen (Beispiel)
Vortrag zum BMF-Rundschreiben-3.11.06

Eckwerte der EnEV 2007

Bauliche Anderungen nach der WEG-Novelle
Umsetzungsfristen-EnEV-Tabelle

KfW-Prasentation zu Finanzierungsmdglichkeiten fir WEG’s
Bauméngel=Mietméngel?

Contracting im Spannungsfeld von Miet- und WEG-Recht
Rechtsprechung nach einem Jahr WEG-Novelle

Die Schonheitsreparaturklausel

BMJ-Mustermietvertrag 1976

7. Materialien zur Teilrechtsfahigkeit und WEG-Novelle
Vortrag RA Schultze Verwaltertag 28.4.06 zur Teilrechtsfahigkeitsentscheidung
WEGesetzenwurf-Stand.9.3.06

Gegenaeusserung-Brat

Beschlussvorlage-WEG-14.12.06

Plenar-Protokoll-WEG-14.12.06

8. Materialien zu haushaltsnahen Dienstleistungen
BMF-Rundschreiben zu 35a-EStG

A-z der Kosten

Betriebskostenabrechnung

Bk-Kosten-35a-EStG

Heizkostenabrechnung

WEG-Abrechnung

BMF Rundschreiben zu § 35a EStG — Novelle vom 26.10.07
Anlage zu BMF Rundschreiben vom 26.10.07

Synopse Anderungen durch neues Anwenderschreiben

9. Miet- und Betriebskostenspiegel
Betriebskostenbroschiire 2000
Betriebskostenspiegel Leipzig 2003/2004
Mietspiegel Leipzig

Aufsichtsfiihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufshezeichnung ,,Rechtsanwalt“ bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Beféahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 gednderten
Rechtslage durch die drtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwadlte bzw. Rechtsanwéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebihrenordnung (BRAGO) bzw. flr seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsverglitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwalte der Europdischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch flr die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenuiber Datenban-
ken und dhnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art


mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/
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und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmagig zugénglich gemacht werden.
ZURUCK
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